Stellenanzeige und Arbeitgeber-Haftung

Der Arbeitgeber darf Stellenanzeigen grundsätzlich nur geschlechtsneutral formulieren. Ist eine Stellenanzeige nur für männliche oder nur für weibliche Bewerber formuliert können abgelehnte Stellenbewerber oft mit guten Aussichten eine hohe Entschädigung verlangen – und zwar jeder sachlich geeignete Bewerber, der dem in der Anzeige nicht genannten Geschlecht angehört.

Gibt der Arbeitgeber eine Stellenanzeige unzulässig nur für ein Geschlecht formuliert auf, kann grundsätzlich jeder abgelehnte Stellenbewerber, der persönlich und fachlich geeignet war, eine Entschädigung verlangen. Dies folgt aus § 611 a BGB. Hiernach darf ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer im Einstellungsverfahren nicht wegen seines Geschlechts benachteiligen. Verstößt der Arbeitgeber gegen dieses Benachteiligungsverbot, kann jeder hierdurch benachteiligte Bewerber eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen; ein Anspruch auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses besteht nicht. 

Die Prozessaussichten eines ablehnten aber prinzipiell geeigneten Stellenbewer-bers lassen sich nur als erstklassig bezeichnen, wenn der Arbeitgeber so unvorsichtig war, eine nicht geschlechtsneutrale Stellenanzeige zu schalten. 

Anforderungen an die Formulierung


Stellenanzeigen dürfen grundsätzlich keine Hinweise darauf enthalten, dass Bewerber mit einem bestimmten persönlichen Merkmal gesucht, bevorzugt oder nicht gewünscht werden. Ausschreibungen nur für männliche oder nur für weibliche Bewerber etwa mit der entsprechenden geschlechtsspezifischen Berufsbezeichnung, für Bewerber ab einem bestimmten Lebensalter oder nicht über einem bestimmten Alter, mit langjähriger Berufserfahrung oder nur für Deutsche oder Studenten, sind 

danach unzulässig weil sie benachteiligen.


Nur wenige Ausnahmen sind erlaubt


Ausnahmen sind grundsätzlich nur zulässig, sofern das erwünschte persönliche Merkmal auf Grund der Art der Tätigkeit oder der Rahmenbedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt und verhältnismäßig ist. Lediglich positive Maßnahmen, wie zum Beispiel die bevorzugte Einstellung von Frauen (Frauenquoten) erlauben unmittelbare Diskriminierungen ausnahmsweise zu Gunsten der Gleichstellung einer bestimmten Gruppe von Arbeitnehmern. 



Wird in der Stellenanzeige nur mittelbar an ein persönliches Merkmal angeknüpft, so muss dieses Kriterium durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und das Mittel zur Erreichung dieses Ziels muss angemessen und erforderlich sein. Ein Beispiel hierfür ist die Stellenanforderung der körperlichen Belastbarkeit, die behinderten Bewerbern oder Frauen gegebenenfalls per se abgesprochen wird. Entsprechendes gilt bei dem Erfordernis einer bestimmten Berufserfahrung, ein Kriterium das typischerweise nur von Angehörigen bestimmter Altersgruppen erfüllt 

werden kann.


Konsequenzen eines Verstoßes 


Ein Verstoß gegen die Verpflichtung zur neutralen Stellenausschreibung wird vom Gesetzgeber nicht unmittelbar sanktioniert. Eine nicht AGG-neutral formulierte Stellenanzeige stellt aber ein Indiz dar, das ein abgelehnter Bewerber im Streitfall zum Beweis seiner Ansprüche nach dem AGG benutzen kann. Dies hat weit reichende Konsequenzen. Denn das AGG enthält eine Beweiserleichterung zu Gunsten des Bewerbers, wonach es im Streitfall genügt, wenn er Indizien - so genannte Hilfstatsachen - beweist, die eine Benachteiligung wegen eines durch das AGG geschützten Merkmals vermuten lassen. Sodann kehrt sich die Beweislast um und der Arbeitgeber muss beweisen, dass kein Verstoß gegen das AGG vorgelegen hat. 

Wird daher eine Stelle beispielsweise nur für Frauen ausgeschrieben, weil die männliche Stellenbezeichnung oder der Zusatz "(m/w)" fehlt, und daraufhin auch mit einer Bewerberin besetzt, so begründet die Stellenanzeige die vor Gericht verwendbare Vermutung, dass die Ablehnung eines Bewerbers wegen seines Geschlechts erfolgt ist. Der Arbeitgeber trägt dann die volle Beweislast dafür, dass er bei seiner Auswahlentscheidung nicht gegen das AGG verstoßen hat. 
Fazit

Die Entschädigungsregelung soll Arbeitgeber von Geschlechtsdiskriminierungen abhalten. Die Höhe des Risikos soll Arbeitgeber abschrecken und Geschlechts-benachteiligungen so von vornherein verhindern. Der Umfang des wirtschaftlichen Risikos des Arbeitgebers erschließt sich erst, wenn man bedenkt, dass grundsätzlich jeder abgelehnte Stellenbewerber möglicherweise erfolgreich eine Entschädigung geltend machen kann.

 

